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Mit Botschaft vom 25. Januar 2022 unterbreitete der Regierungsrat dem Grossen Rat 
die Änderung der Verordnung des Grossen Rates über die Besoldung des Staatsperso-
nals (Besoldungsverordnung). 
 
 
Eintreten 
 
Die Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission (GFK) behandelte die Änderung der 
Verordnung des Grossen Rates über die Besoldung des Staatspersonals (Besoldungs-
verordnung) an ihrer Sitzung vom 17. März 2022 in Anwesenheit des Chefs DFS, Re-
gierungsrat Urs Martin, der Leiterin des Personalamts, Martina Boron sowie der Leiterin 
des Rechtsdienst Personalamt, Katja Willborn Schöttli. Das Eintreten war in der Kom-
mission unbestritten. Die Revision des elektronisch geführten Ziel-, Beurteilungs- und 
Fördergespräch (ZBF) ist bereits per 1. Januar 2022 umgesetzt worden. Insbesondere 
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ist die Bewertungssystematik revidiert worden. Neu stehen fünf Kategorien zur Verfü-
gung (sehr gut erfüllt, gut erfüllt, erfüllt, teilweise erfüllt und nicht erfüllt). In der alten 
Systematik fehlte die mittlere Kategorie („erfüllt“). Dies hatte unter anderem zur Folge, 
dass 98 % aller Mitarbeitenden ein Prädikat „B / gut“ oder „A / sehr gut“ erhielten. Dies 
insbesondere deshalb, da nur bei diesen Prädikaten grundsätzlich Lohnerhöhungen 
möglich sind. Inskünftig besteht die Hoffnung, dass die meisten Mitarbeitenden ein „er-
füllt“ erhalten, was das Vorhandensein der notwendigen Kompetenzen für die entspre-
chende Stelle und die Erfüllung der vereinbarten Leistungsziele voraussetzt. Die Bewer-
tungen in der kantonalen Verwaltung sollen sich wieder der sogenannten Normalvertei-
lung annähern. Mit der Änderung der Besoldungsverordnung soll die Revision gesetz-
lich umgesetzt werden. 
 
 
Detailberatung 
 
In der Detailberatung führte vor allem die Frage, ob bereits die Erfüllung der vereinbar-
ten Leistungsziele eine Lohnerhöhung rechtfertigen kann, zu längeren Diskussionen. 
 
Einzelne Kommissionsmitglieder waren der Auffassung, dass nur bei guter oder sehr 
guter Erfüllung der Leistungsziele überhaupt über eine Lohnerhöhung diskutiert werden 
könne. Die Erfüllung der Leistungsziele sei sozusagen der Standard. Die Mitarbeiten-
den würden wie erwartet die Leistungsziele erfüllen, was nicht speziell zu honorieren 
sei. Gegenüber dem Steuerzahler sei nicht zu rechtfertigen, dass bei blosser Erfüllung 
der Leistungsziele Lohnerhöhungen möglich seien. Es würden so für die Mitarbeitenden 
falsche Anreize gesetzt, wenn nicht nur besondere Leistungen honoriert würden. Das 
Leistungsniveau werde so in der Verwaltung eher sinken. Es wurde beantragt, im Ge-
setz festzuhalten, dass eine Lohnerhöhung eine gute oder sehr gute Erfüllung der Leis-
tungsziele voraussetze. Ein weiterer Antrag wollte zumindest ergänzen, dass „mindes-
tens“ erfüllte Leistungen für eine Lohnerhöhung vorausgesetzt seien. 
 
Andere Kommissionsmitglieder wollten an der Fassung des Regierungsrates festhalten. 
Seien Lohnerhöhungen weiterhin nur bei einer guten oder sehr guten Zielerreichung 
möglich, bestehe die hohe Wahrscheinlichkeit, dass weiterhin der grösste Teil der Be-
wertungen in diesen beiden Kategorien zu liegen kommen werde, weil andernfalls über-
haupt keine Lohnerhöhungen möglich seien. Oder aber es würden die Ziele so tief an-
gesetzt, dass sie mindestens gut erreicht werden könnten. Die Erfüllung der Leistungs-
ziele führe im Übrigen nicht zu automatischen Lohnanpassungen. Sie gebe der vorge-
setzten Stelle nur, aber immerhin, die Möglichkeit, Lohnanpassungen vorzunehmen. 
Diese grundsätzliche Möglichkeit sei aber erforderlich, wenn die Ziele der Revision 
überhaupt erreicht werden sollten. Andernfalls bestehe die grosse Gefahr, dass die Re-
vision von vornherein scheitere. Weiter wurde angemerkt, dass es auch richtig sei, dass 
die vorgesetzte Stelle bei der Beurteilung der Mitarbeitenden wie auch bei der Frage 
der Lohnerhöhung eine gewisse Flexibilität habe. Zudem sollten gute Mitarbeitende mit 
höheren Zielen nicht dadurch bestraft werden, dass es schwieriger sei, diese „gut“ oder 
„sehr gut“ zu erreichen. 
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Eine Diskussion gab es auch darüber, ob im Gesetz nicht besser von „Leistungszielen“ 
statt „Leistungen“ die Rede wäre. Die Kommission nahm zur Kenntnis, dass genau dies 
die Meinung des Regierungsrates sei. Eine Änderung der Terminologie würde Änderun-
gen in anderen Rechtstexten und Unterlagen erforderlich machen, die soeben ange-
passt worden seien. Es wurde diesbezüglich schliesslich kein Antrag gestellt. 
 
 
Die Bereinigung der Anträge ergab folgende Ergebnisse: 

 
Der Antrag "Lohnerhöhungen setzen mindestens erfüllte Leistungen voraus." unterliegt 
der regierungsrätlichen Fassung mit 9 zu 11 Stimmen. 
 
Der Antrag "Lohnerhöhungen setzen gute oder sehr gute Leistungen voraus." unter-
liegt der regierungrätlichen Fassung mit 3 zu 17 Stimmen.  
 
In der Schlussabstimmung wird die regierungsrätliche Fassung dem Grossen Rat mit 17 
zu 3 Stimmen unverändert zur Annahme empfohlen. 
 
 
Beschlussfassung 
 
Die GFK beantragt Ihnen mit 17 zu 3 Stimmen, den vorliegenden Beschlussesent-
wurf über die Änderung der Verordnung des Grossen Rates über die Besoldung 
des Staatspersonals (Besoldungsverordnung) zu genehmigen. 
 
 
 
 
Stachen/Arbon, 7. April 2022 Der Kommissionspräsident: 
 Dominik Diezi 
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